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			Argentinien wirbt um Investoren 

			Sigmar Gabriel beim „Business & Investment Forum“
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			Mauricio Macri und Sigmar Gabriel. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (dpa/mc) - Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) sieht dank des Reformkurs von Präsident Mauricio Macri neue Investitionschancen für deutsche Unternehmen in Argentinien. Es gebe großes Potenzial in den Bereichen Energie, Infrastruktur, Landwirtschaft, Bergbau und Technologie, erklärte Gabriel am Mittwoch beim „Argentina Business & Investment Forum“ im Kirchner-Kulturzentrum von Buenos Aires.

			„Es ist beeindruckend, was die Regierung in kürzester Zeit auf die Beine gestellt hat, um ausländische Investoren auf die immensen Möglichkeiten geschäftlicher Zusammenarbeit in Argentinien aufmerksam zu machen“, sagte Gabriel in der Deutsch-Argentinischen Handelskammer (AHK) am Rande des Forums. Argentinien habe wieder Anschluss an die internationalen Finanzmärkte gefunden. 

			Gabriel führte auch Gespräche mit Vertretern der in Argentinien tätigen deutschen Unternehmen und mit lokalen Gewerkschaftern. Die Unternehmer zeigten sich nach Angaben des Ministers optimistisch. Die Gewerkschaftsvertreter von der CTA brachten dagegen ihre Sorge zum Ausdruck, dass die Marktöffnung zu Arbeitslosigkeit führen könne. Auf dem Investment-Forum hatten sich mehrere Sprecher für eine Flexibilisierung des Arbeitsrechts in Argentinien ausgesprochen.

			Gabriel äußerte gegenüber Pressevertretern seine Hoffnung, dass bei den Reformen die soziale Balance gewahrt bleibe. Er machte aber deutlich, dass eine „Politik der Abschottung“ keine Alternative sein könne.

			Ziel der deutschen Politik sei es, deutsche Investitionen in Argentinien zu unterstützen. Um den Weg für die Zukunft frei zu machen, müssten derzeit aber noch drei „Altfälle“ im Bereich von Hermes-Bürgschaften mit Argentinien geklärt werden: darunter die Rosario-Victoria-Brücke, für deren Bau die Firma „Hochtief“ 157 Millionen Dollar vom argentinischen Staat fordert, sowie ein über 30 Jahre altes U-Boot-Geschäft. 

			Die Macri-Regierung versucht derzeit, die Wirtschaft seines Landes mittels internationaler Investitionen neu anzukurbeln. Rund 1900 führende Manager von knapp tausend Unternehmen aus 67 Ländern nahmen an dem dreitägigen Forum“ teil, das gestern zu Ende ging. Rund 200 deutsche Unternehmen sind ständig in Argentinien vertreten.

			„Vor neun Monaten stand Argentinien vor einer neuen Krise. Wir haben aber rechtzeitig reagiert und konnten dies abwenden. Heute wollen wir uns der Welt öffnen“, erklärte Macri bei seiner Eröffnungsansprache am Dienstag. Die Regierung hat den Devisenmarkt wieder freigegeben und mit der Lösung des Streits über fällige Auslandsschulden vor einem US-Gericht etwas Vertrauen von internationalen Geldgebern zurückgewonnen.

			Argentinien steckt jedoch weiter in der Rezession. Im laufenden Jahr gingen nach Regierungsangaben über 100.000 Jobs verloren. Die Inflationsrate stieg gleichzeitig bis auf 43 Prozent, erst vor einem Monat sank sie um einige Prozentpunkte.

			Die Regierung hat bereits private Investitionen über 33 Milliarden Dollar angepeilt, die aber erst langsam in die Wirtschaft fließen. Der Ökonom Daniel Sica schätzt den jährlichen privaten Investitionsbedarf Argentiniens auf 110 Milliarden Dollar. 

			Daher organisierte die Macri-Regierung das Investment-Treffen, das auch als „Mini-Davos“ bezeichnet wird in Anlehnung an das jährliche Weltwirtschaftsforum in der Schweiz. „Es ist so, als ob eine Menge Badelustiger um einen Swimming-Pool steht und abwartet, wer als erster reinspringt“, sagte der Chef einer bilateralen Handelskammer der Deutschen Presse-Agentur über das Klima unter Investoren. Den Sprung wagte der deutsche Technologiekonzern Siemens, der eine Milliardeninvestition ankündigte.

			Eine freudige Überraschung erlebte Gabriel, als er an der Lobby des „Hilton“-Hotels seinen Freund, den „Scorpions“-Sänger Klaus Mein,e traf. Der Musiker, der wie Gabriel aus Niedersachsen kommt, weilte mit seiner Band wegen eines Konzertes in Buenos Aires. 

			Von Argentinien reiste Gabriel nach Kanada, wo er gestern politische Gespräche über das Freihandelsabkommen Ceta führte und an einer internationalen Konferenz teilnahm.
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			Cristina muss wieder vor Gericht

			Diesmal geht es um die Bauaufträge für Báez
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			Cristina steht unter dem Verdacht des Amtsmissbrauchs. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) - Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner steht weiterer juristischer Ärger ins Haus. Bundesrichter Julián Ercolini entschied am Montag, die einstige Staatschefin wegen des Verdachts auf unregelmäßige Vergabe öffentlicher Aufträge zum Verhör vorzuladen. 

			Konkret geht es um die Zuschläge, die der mittlerweile in Untersuchungshaft sitzende Bauunternehmer Lázaro Báez für Straßenbaumaßnahmen in der Provinz Santa Cruz erhalten hat. Es soll geprüft werden, inwieweit Kirchner öffentliche Gelder veruntreut und Amtsmissbrauch betrieben habe. Die Vorladung ist für den 20. Oktober terminiert. Gleichzeitig ordnete der Richter für die Ex-Präsidentin ein Verfügungsverbot über ihr Vermögen an.

			In der gleichen Angelegenheit müssen neben Cristina auch weitere Spitzenfunktionäre der letzten Regierung vor dem Bundesgericht „Comodoro Py“ Rede und Antwort stehen. Darunter der einstige Infrastrukturminister Julio De Vido, der ehemalige Leiter des nationalen Straßenverkehrsamtes Nelson Periotti sowie der Ex-Staatssekretär für öffentliche Bauten, José López. Letzterer sitzt derzeit in Untersuchungshaft wegen seiner Nacht- und Nebelaktion, als er Säcke mit mehreren Millionen Dollar in einem Frauenkloster verstecken wollte. Auch Lázaro Báez soll vor Gericht aussagen. 

			Der Richter gab mit seiner Vorladung einem Antrag der Staatsanwälte Gerardo Pollicita und Ignacio Mahiques statt. Diese sprachen von einem „systematischen Plan“, mit dem sich Kirchner und ihre Entourage an öffentlichen Geldern bereichert hätten. Die Staatsanwälte verwiesen dabei auf die Begünstigung des Präsidentenfreundes Báez bei Straßenbauten, die Besetzung wichtiger Ämter auf nationaler Ebene mit Gefolgsleuten Kirchners aus Santa Cruz sowie auf die Konzentration von Baumaßnahmen in der südpatagonischen Provinz.

			Cristina ist derzeit bereits angeklagt wegen verlustreicher Devisengeschäfte, die die Nationalregierung kurz vor Ende ihrer Amtszeit tätigte (wir berichteten). Die bisherigen Gerichtsvorladungen nutzte die Ex-Präsidentin für öffentlichkeitswirksame Auftritte in der Hauptstadt.
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			Ziel: Ordnung in der AFA schaffen

			Interimspräsident Pérez zum Zustand des Fußballverbandes
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			Armando Pérez (l.) und Javier Medín. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) - Wieder geordnete Verhältnisse beim Fußballverband AFA herzustellen, das ist die Hauptaufgabe des kommissarischen Vorsitzenden Armando Pérez und der von ihm geführten „Normalisierungskommission“. Am Montag stand der Fußballfunktionär, der zugleich Vorsitzender des Vereins Belgrano de Córdoba ist, gemeinsam mit seinem Vize Javier Medín ausländischen Korrespondenten in Buenos Aires Rede und Antwort.

			In deutlicher Form kritisierte Pérez dabei den vor zwei Jahren verstorbenen Vereinsboss Julio Grondona, dessen 35 Jahre währende Amtszeit er als „zentralisierte Präsidentschaft“ charakterisierte. Als „Riesenfehler“ Grondonas bezeichnete Pérez die Aufstockung der Ersten Liga (Primera División) auf 30 Vereine im Jahr 2014. Dies habe den Auftakt zu einer „extrem schwierigen und dunklen wirtschaftlichen Entwicklung“ dargestellt, für die man immer noch zahle. 

			„Es gibt in der Welt keine andere Meisterschaft mit 30 Mannschaften in einer Liga“, so Pérez. Eine Reduzierung der Liga auf Normalmaß dauere nun aber zwei bis drei Jahre, schließlich könne es in einem Jahr nicht sechs oder sieben Absteiger geben. Grondona hatte die 30er-Liga deswegen eingeführt, um mehr Spiele vermarkten zu können. Zudem sollte wohl auch die Zweite Liga (Primera B Nacional), für die die Mediengruppe „Clarín“ die Rechte besitzt, abgewertet werden.

			Pérez und Medín bekräftigten bei der Gelegenheit das Aus für das staatlich finanzierte TV-Programm „Fútbol para todos“ (Fußball für alle) am Ende dieses Jahres. Die Fernsehrechte würden dann an den meistbietenden Bewerber vergeben.

			Pérez klagte über das „gravierende Missmanagement“, das es zuletzt in der AFA gegeben habe: „Wenn die AFA eine Firma wäre, wäre sie längst pleite.“ Nun gelte es, alle im Namen des Fußballverbands unterzeichneten Verträge einer Revision zu unterziehen, kündigte der Interimspräsident an. Zu seinen Aufgaben bis zu den noch nicht terminierten Neuwahlen der AFA-Spitze rechnen zudem, die AFA-Statuten an diejenigen der FIFA anzupassen, für mehr Transparenz zu sorgen sowie das Prestige der Institution wiederherzustellen.

			Pérez ging des Weiteren auf die Sicherheitsproblematik in den Stadien ein. Das Programm „Tribuna Segura“ (Sichere Tribüne), das die Stadt Buenos Aires kürzlich eingeführt hat und das eine Ausweiskontrolle am Stadioneingang vorsieht, betrachtet der Interimspräsident für sich genommen als noch nicht ausreichend: „Ich glaube nicht, dass eine einzige Maßnahme genug ist. Man muss viele weitere Dinge hinzufügen.“ In diesem Zusammenhang regte Pérez die Schaffung einer speziellen Polizei für Sportereignisse an.
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			Die Woche in Argentinien

			Flüge zu den Malwinen
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			Tauwetter zwischen Argentinien und Großbritannien: Am Dienstag paraphierten die Außenminister beider Länder, Susana Malcorra und ihr britischer Kollege Alan Duncan, eine Erklärung, das unter anderem eine neue Flugroute zwischen Argentinien und den britisch verwalteten Malwinen-Inseln vorsieht. Die Flüge sollen voraussichtlich Buenos Aires und Mount Pleasant miteinander verbinden. In der kommenden Woche trifft Präsident Mauricio Macri im Rahmen der UN-Generalversammlung die britische Premierministerin Theresa May. Die beiden Regierungschefs könnten bei der Gelegenheit das Abkommen ratifizieren.

			Weltraumambition

			Mauricio Macri setzt auf Kontinuität beim Raumfahrtprogramm „Tronador II“, das seine Amtsvorgängerin Cristina Fernández de Kirchner eingeleitet hatte. Der Staatschef war am vorigen Freitag auf dem Raketenversuchsgelände in La Capetina (Provinz Buenos Aires), um sich vor Ort einen Eindruck von dem ehrgeizigen Projekt zu machen. Dort ist bereits eine neue Rakete - „Vex 5“ - zum Start bereit gestellt worden. Diese ist die dritte Rakete, die Argentinien zum Zweck des Satellitentransports ins All schießen will. Vorausgegangen war ein gescheiterter Versuch im Februar 2014, als die damalige Rakete beim Start umkippte, sowie ein erfolgreiches Vorhaben im August desselben Jahres. Damals schoss die Rakete „Vex 1-B“ innerhalb von 27 Sekunden in eine Höhe von 2200 Metern. Für den Start der dritten Rakete steht zwar noch kein genaues Datum fest. Doch wie die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf eine nicht näher genannte Quelle aus dem „Tronador“-Programm berichtete, sei in knapp einem Monat damit zu rechnen. Der Besuch Macris machte jedenfalls deutlich, dass auch die neue Regierung an der argentinischen Weltraumambition festhält.

			Gewerkschafter in Haft 

			Schwere Zeiten für Omar „Caballo“ Suárez. Der Boss der Hafenarbeitergewerkschaft SOMU ist am Dienstag vorläufig festgenommen worden. Ihm wird zur Last gelegt, Chef und Organisator einer kriminellen Vereinigung zu sein, einhergehend mit erpresserischer Nötigung von Schifffahrtsunternehmen, Geldwäsche und betrügerischer Amtsführung zum Schaden der Gewerkschaft. Richter Rodolfo Canicoba Corral verfügte die Festnahme sowie die Pfändung von Suárez’ Vermögen in Höhe von bis zu 10 Millionen Pesos. Der Gewerkschafter, der als politischer Verbündeter der Kirchners galt, soll sich schamlos bereichert haben: Zum einen dadurch, dass er Reedereien Geld abpresste, damit diese in Häfen operieren durften. Zum anderen gab es Überweisungen in Millionenhöhe an die teilweise gewerkschaftseigene Firma „San Jorge Marítima“ (SJM) für Weiterbildungskurse, die nie gegeben wurden.

			30-Tonnen-Meteorit entdeckt 

			Ein über 30 Tonnen schwerer Meteorit ist bei Ausgrabungen in Nordargentinien gefunden worden. Ein Expertenteam entdeckte den Eisenmeteoriten in der Provinz Chaco, wie die Nachrichtenagentur Télam am Montag berichtete. Das Einschlagsloch befindet sich auf dem sogenannten Himmelsfeld („Campo del Cielo“), auf dem vor rund 4000 Jahren ein Meteoritenregen niedergegangen war. Der bisher größte an diesem Fundort entdeckte Meteorit, genannt „El Chaco“, wiegt einer neuen Messung zufolge knapp 29 Tonnen. Demnach ist der neue Fund der weltweit zweitgrößte Meteorit, nach dem in Namibia ausgegrabenen und über 50 Tonnen schweren „Hoba“. 

			Ex-Luftwaffenchef verurteilt 

			Ein Ex-Luftwaffenchef und Mitglied der Militärregierung ist wegen Menschenrechtsverletzungen zu 25 Jahren Haft verurteilt worden. Ein Gericht in Buenos Aires befand vor wenigen Tagen General Omar Graffigna (90) der Verschleppung eines Paares schuldig, das 1978 nach über einem Monat Gefangenschaft mutmaßlich ermordet worden war. Ein regionaler Geheimdienstchef der Luftwaffe wurde ebenfalls zu 25 Jahren Haft verurteilt. Das in einem Haftlager geborene Kind des Paares wurde von einem weiteren Geheimdienstagenten illegal adoptiert. Der Mann wurde zu zwölf Jahren Haft verurteilt. Erst 2000 konnte der inzwischen 21-jährige Sohn der Verschleppten seine wahre Identität erfahren. Graffigna war zur Tatzeit Generalstabschef der Luftwaffe. Von 1979 bis 1981 war er Mitglied der Militärregierung (1976-83).

			NS-Devotionalien zum Verkauf

			Angeblich hat Adolf Hitler es gemalt: Ein Bild in Pastellfarben, das einen Burgfried samt Bergkulisse zeigt, sorgt derzeit für Schlagzeilen. Wie die Zeitung „Clarín“ berichtete, bot vor wenigen Tagen ein Verkäufer, der sich „Hariolus“ nennt, auf dem Online-Marktplatz „Mercado Libre“ das Gemälde zum Kauf an. Preis: 140.000 Pesos. Es gebe zwar kein Echtheitszertifikat, doch schwöre er „100-prozentig“, dass der spätere deutsche Diktatur der Maler des Bildes aus den 20er-Jahren sei, so der Verkäufer. Das „Kunstwerk“ stamme aus dem Nachlass seines Großvaters, eines einstigen deutschen Soldaten, der es bis zu seinem Tod verborgen hielt, meint „Hariolus“. Das Bild ist kein Einzelfall. Denn im Internet werden derzeit mehrere NS-Devotionalien feilgeboten. Beispielsweise ein Bildband von Heinrich Hoffmann, dem bevorzugten Fotografen des deutschen Diktators, das den Titel „Hitler in seinen Bergen“ trägt. Briefmarken aus dem Dritten Reich, Helme der „Wehrmacht“ oder eine Autobiografie des einstigen Schlachtfliegers und Rechtsradikalen Hans-Ulrich Rudel sind weitere Gegenstände, die derzeit zum Verkauf stehen. „Es geht nicht um historisches Interesse, sondern ich gehe davon aus, dass es eine Nähe zur NS-Ideologie gibt“, meint Staatsanwalt Gustavo Galante, der sich in der Hauptstadt mit Fällen von Diskriminierung beschäftigt. (AT/mc/dpa)
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			Streiklust

			Seit Präsident Mauricio Macri vor neun Monaten sein Amt antrat, haben die Gewerkschaften nur ausnahmsweise Streiks verkündet. Wenn Arbeitnehmer einen Streik erklären, der nur ein Unternehmen oder eine Branche betrifft, pflegen sie über Verhandlungen mit den Arbeitgebern eine Lösung zu suchen. Gewerkschafter missbrauchen ihr gesetzliches Monopol, um ihre Forderungen, meist Lohn- und Gehaltszulagen oder allerlei Privilegien, durchzusetzen. Das Arbeitsministerium mischt sich auf Antrag auch ein, insbesondere wenn es darum geht, ob die Streiktage bezahlt werden oder nicht. Außerdem hat das Arbeitsministerium die Vollmacht, den Streik in Verhandlungen mit den Arbeitgebern zu schlichten oder ihn als rechtsgültig, Spanisch genannt „homologación“, zu erklären. Wenn ein Streik nicht als gültig erklärt wird, entfallen die Bezahlungen der Streiktage.

			Unter den Kirchnerregierungen übte der vormalige Gewerkschaftsanwalt Carlos Tomada das Amt aus. Die Arbeitgeber wussten, dass Tomada stets im Sinn der Gewerkschaften handeln würde und pflegten in der Folge den Streiks auszuweichen, indem sie nachgaben und die Kosten der Forderungen auf die Verkaufspreise abluden, wodurch die Inflation angetrieben wurde. In Krisenzeiten wie jetzt mit einem Einbruch der Produktion halten die Gewerkschaften sich zurück und verzichten auf Streiks, weil sonst Entlassungen drohen.

			In den letzten Wochen, nachdem die führenden Gewerkschaftsbosse sich auf eine Dreierführung des Allgemeinen Gewerkschaftsbundes, im spanischen Kürzel CGT, geeinigt hatten, wurden Stimmen laut, die auf einen allgemeinen Streik zielen. Angeblich soll dieser Streik im Monat Oktober stattfinden. Präsident Macri und sein Arbeitsminister Jorge Triaca bemühen sich, den Streik zu verhindern. Ob ihnen und anderen Mitarbeitern der Regierung das gelingt, bleibt abzuwarten. 

			Offenbar wittern die Gewerkschaftsführer ein baldiges Ende der Rezession und einen neuen Aufschwung der Wirtschaft nach Jahresende, haben sie doch wissen lassen, dass sie im Oktober einen Generalstreik abhalten wollen. Das erinnert an die Szene in den achtziger Jahren, als der damalige CGT-Chef Saúl Ubaldini ganze 40 Generalstreiks jeweils für einen Tag verkündet hatte. 

			All das ist eine Herausforderung der Regierung, bei der die maßgebenden Gewerkschafter ihre gesetzliche Monopolstellung missbrauchen. Die Gewerkschafter verstehen sich stets als echte Peronisten, mischen auch in der Landespolitik als Parlamentarier mit und äußern sich in den Medien wie waschechte Politiker. In der geschrieben Presse, im Hörfunk und im Fernsehen pflegen Gewerkschafter stets ihre Interessen zu vertreten. Sie sind sich ihrer Macht bewusst, kassieren die gesetzlichen Abgaben, Spanisch genannt „aportes“, die die Arbeitgeber monatlich einzahlen, und verwalten ihre Kassen nach Belieben. Ein Generalstreik, der das Bruttosozialprodukt ebenso wie die Arbeitstage schmälert, soll nur die eigene Macht der Gewerkschafter offenbaren wie einst in den achtziger Jahren. Sonst nichts.
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			Berlin vor der Wahl

			Von Stefan Kuhn

			Ramona Pop, Klaus Lederer, Frank Henkel, Georg Pazderski - es muss einem nicht peinlich sein, wenn man die Namen nicht kennt. Es sind die Spitzenkandidaten der Grünen, der Linken, der CDU und der AfD bei den Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus am kommenden Sonntag. Sie gehören nicht gerade zur bundesdeutschen Polit-Prominenz. Ein bisschen bekannter ist Michael Müller, der SPD-Frontmann, aber das kann auch täuschen. So selten ist der Name in Deutschland nicht.

			Müller ist seit fast zwei Jahren Regierender Bürgermeister von Berlin, der Nachfolger von Klaus Wowereit, der die deutsche Hauptstadt mehr als ein Jahrzehnt lang in unterschiedlichen Koalitionen führte. Müller (51) ist weit von den Beliebtheitswerten seines Vorgängers entfernt. Mit Charisma ist er nicht gesegnet, er will durch Arbeit überzeugen und kann auch einige Erfolge vorweisen. Die gehen allerdings in der kommunalpolitischen Großbaustelle Berlin unter. Es gibt zu wenig Wohnraum in der ständig wachsenden Hauptstadt, die Behörden arbeiten langsam, Zehntausende von Flüchtlingen leben in Notunterkünften, und der Sparzwang verhindert großzügige Wahlgeschenke. Dazu kommt noch, dass sich die große Koalition im Roten Rathaus nicht gerade durch Harmonie auszeichnet.

			Müller will die ungeliebte Liaison mit der CDU beenden, aber das braucht er vermutlich gar nicht. In der letzten Umfrage der Forschungsgruppe Wahlen vom vergangenen Freitag hat das Bündnis der Sozialdemokraten mit der Union keine Regierungsmehrheit mehr. Die SPD kommt den Wahlforschern zufolge auf 24 Prozent, die CDU auf 19. Die Grünen liegen bei 15 und die Linke bei 14 Prozent. Die AfD würde mit ebenfalls 14 Prozent ein zweistelliges Ergebnis erreichen, und die FDP liegt bei fünf Prozent. Sie könnte nach zehn Jahren wieder ins Abgeordnetenhaus einziehen.

			Für den CDU-Spitzenmann Frank Henkel (52), noch Innensenator und Müllers Stellvertreter, ist die Fortsetzung des Bündnisses mit der SPD die einzige Machtoption. Dafür müssten allerdings SPD, Grüne und Linke eine eigene Mehrheit verfehlen, denn Müller würde ein solches Bündnis einer Fortsetzung der großen Koalition vorziehen. Derzeit liegt Rot-Grün-Rot bei 53 Prozent, das würde eine deutliche Mehrheit im Abgeordnetenhaus bringen. Sollte die FDP den Einzug ins Landesparlament verpassen, wäre diese Mehrheit noch deutlicher. Ramona Pop (38, Grüne) und Klaus Lederer (42, Linke) können sich durchaus Hoffnungen auf einen Senatorenposten machen.

			Davon ist Georg Pazderski (64) weit entfernt. Mit seiner AfD will noch keiner koalieren. Für den früheren Bundeswehroberst wäre ein zweistelliges Ergebnis bei der Abgeordnetenhauswahl im „linken Berlin“ aber schon ein großer Erfolg. Seit der Wiedervereinigung schaffte noch keine rechtspopulistische Partei den Einzug ins Berliner Landesparlament. Seit 1946 ist das nur den Republikanern gelungen. Sie kamen 1989 in West-Berlin auf 7,5 Prozent und saßen bis zu den ersten Gesamtberliner Wahlen fast zwei Jahre später mit elf Parlamentariern im Abgeordnetenhaus.

			Aller Voraussicht nach werden in Berlin künftig drei Parteien regieren. Nach der letzten Umfrage ist rechnerisch auch eine „Deutschland-Koalition“ aus SPD, CDU und FDP möglich. Nicht ausgeschlossen sind auch eine Ampel (SPD, Grüne, FDP) oder auch eine Jamaika-Koalition (CDU, Grüne, FDP). Dafür sind nur leichte Veränderungen der Umfrageergebnisse nötig. Es könnte aber auch sein, dass die CDU die SPD noch einholt, die Grünen die CDU, die AfD einen von beiden oder alle beide. Vielleicht müssen SPD, CDU und Grüne auch wie in Sachsen-Anhalt ein Notbündnis eingehen. Am wahrscheinlichsten ist allerdings Rot-Grün-Rot. Ein Jahr vor den Bundestagswahlen wird die SPD den Wählern eine Alternative zur großen Koalition auf Bundesebene anbieten.
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			Randglossen

			Zum ersten Mal hat ein Richter einen Gewerkschafter in den Knast geschickt, nämlich Omar Suárez, genannt „ El Caballo“ (das Pferd). Bisher verübten Gewerkschafter allerlei Delikte, insbesondere Veruntreuungen der Beiträge der Arbeitgeber, die kraft eines Gesetzes von den Lohnzahlungen abgezogen und zugunsten der Gewerkschaften zwangsweise eingezahlt werden müssen. Suárez wurde angeklagt, mit diesen Geldern eigene Geschäfte finanziert zu haben, wie es alle Gewerkschafter zu tun pflegen, wenn sie ihre sogenannten Sozialwerke (Spanisch „obras sociales“) verwalten. Damit ist ein Präzedenzfall entstanden, der in der Folge alle Gewerkschaftsführer betreffen kann, die ähnlich wie „das Pferd“ handeln und erwischt werden.

			Energieminister Juan José Aranguren steht seit der Erhöhung der Tarife für Gas, Strom und Wasser unter Beschuss, die unter den Kirchnerregierungen in der Stadt Buenos Aires und in der gleichnamigen Provinz zehn Jahre lang eingefroren waren, derweil die Inflation die Wirtschaft verteuerte. Aranguren antwortete, indem er seine Aktien der argentinischen Tochtergesellschaft Shell verkaufte, die er viele Jahre geleitet hatte. Die Kirchnerregierungen hatten diese Filiale im Visier gehabt. Aranguren gewann alle Prozesse, die die Regierung gegen das Unternehmen angestrengt hatte. Präsident Mauricio Macri lehnte ein Rücktrittsgesuch ab, das Aranguren eingereicht hatte, womit der Minister politisch gestärkt wurde. Die von den Kirchners eingefrorenen Tarife werden künftig angehoben, so dass die Regierungssubventionen entfallen werden und in der Folge das Schatzamt entlasten, dessen Defizit die Inflation anheizt. Was zu beweisen war. 

			Hillary Clinton ist eine schwer geplagte Frau. Nicht nur weil sie zwei Tage lang eine Lungenentzündung mit sich rumschleppte, sondern vor allem, weil sie nicht krank sein darf. Ein kranker Kandidat ist ein schwacher Kandidat im US-Präsidentschaftswahlkampf, deshalb hat sie den Infekt verschwiegen. So ganz unberechtigt ist die Gesundheitsfrage auch nicht, denn sowohl Hillary (68) als auch ihr republikanischer Gegner Donald Trump (70) haben das Pensionsalter bereits überschritten. Das Schweigen war allerdings schlimmer als die Krankheit selbst, denn jetzt wirft man Clinton Vertuschung vor - ein Manko, mit dem sie nicht erst seit der E-Mail-Affäre zu kämpfen hat. Es wäre schon ein Kuriosum, wenn unterschlagene Pneumokokken die US-Wahl entscheiden würden, aber die USA sind ja das Land der kaum begrenzten Unmöglichkeiten. Vielleicht gelingt es Hillarys Wahlkampfmanagern auch, den Spieß umzudrehen. Sie hat die Krankheit heroisch ertragen und Trump sieht auch nicht sehr gesund aus. Bluthochdruck ist das Mindeste, was man ihm unterstellen kann.

			 

			 

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,27, gegen $ 15,25 in der Vorwoche. Die Devisenreserven betrugen u$s 31,03 Mrd., gegen u$s 31,33 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.9.16 bei $ 15,23, zum 30.12,16 bei $ l6,10, zum 31.3.17 bei $ 16,85, zum 30.6.17 bei $ 17,60 und zum 31.8.17 bei $ 18,09. Der Kurs zum August 2017 enthält einen Jahreszinssatz von 21,27%. 

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires lag am Mittwoch um 4,71% unter der Vorwoche, aber um 33,16% über Ende Dezember 2015. Der Rückgang der letzten Woche reiht sich in eine weltweite Baisse ein.

			***

			Die argentinischen Staatstitel verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch einen allgemeinen Kursrückgang. Argentina 2019 schlossen mit -1,16%, Argentina 2021 mit -2,73%, Argentina 2016 mit -3,95%, Argentina 2046 mit -1,43% und Bonar 2014 mit -0,59%.

			***

			Gold wurde am Mittwoch bei 18 Karat in Buenos Aires (Banco Ciudad) zu $ 280,02 je Unze gehandelt, unverändert gegenüber der Vortwoche, und bei 24 Karat zu 400,03, ebenfalls unverändert.

			***

			Die Geldmenge, gemessen mit der monetären Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 12.9.16 um 27,10%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm um 20,29% zu.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken nahmen in 12 Monaten zum 12.9.16 um 22,46% auf $ 1,38 Bio. zu, und die geamten Pesokredite um 20,26% auf $ 884,18 Mrd. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um52,41% auf u$s 15,95 Mrd. und die Dollarkredite um 95,87% auf u$s 7,92%. 

			***

			Die US.Eximbank teilte am Mittwoch mit, dass sie nach 15jähriger Unterbrechung wieder kurze und mittelfristige Kredite für Exporte von Kapitalgütern nach Argentinien bereitstellen werde. Eximbankpräsident Fred Hochbeg teilte dies persönlich Finanzminister Alfonso Prat Gay mit.

			***

			Die ANSeS, das Amt, das als Hauptaufgabe Pensionen, Hinterbliebenrenten und andere Renten verwaltet, hat im September begonnen, die korrigierten Beträge an 264.000 Rentner zu zahlen, die sich bei Anwendung des jüngsten Gesetzes über Zahlung von Schulden an Rentner ergeben. Erste Priorität hatten dabei Personen, die über 80 Jahre alt sind, und dann Bezieher der Mindestrente.

			***

			In Córdoba hat das Statistische Amt der Provinz für August eine Zunahme des Indices der Konsumtenpreise von nur 0,28% ermittelt. Dies ist auch eine Folge der Tatsache, dass Tariferhöhungen für Strom und Gas rückgängig gemacht wurden, so dass die Sparte „der öffentlichen Dienste für Hasuhalte eine Abnahme von 5,59% verzeichnet. Hingegen nahmen Nahrungsmittel und Getränke um 1,26% zu, Erziehung um 6,25%, Freizeitausgaben um 3,06% und Gesundheitsbetreuung 1,87%. Schuhe und Bekleidung wiesen hingegen eine Abnahme von 0,73% aus.

			***

			Die Gewerkschaftszentrale CGT hat für August eine Zunahme der Konsumentepreise von 1,95% ermittelt, womit sie für 12 Monate auf 44,64% gelangt. Die CGT hat für diesen Zweck ein Büro geschaffen, das sich mit Sammlung und Analyse von wirtschaftlich und sozialen Daten befasst.

			***

			Im ersten Halbjahr 2016 gingen die Exporte von Zubehörteilen von Kfz um 18% auf u$s 721 Mio. zurück, während die Importe dieser Produkte um 15% auf u$s 3.50 Mrd. sanken. Das Defizit betrug u$s 2,78 Mrd. Trotz guter Absichten, die auch die Kirchner-Regierungen hatten, ist es nicht gelungen, bei diesem Handel das Ungleichgewicht spürbar zu verringern. Die meisten Zubehörteile werden nach Brasilien exportiert und von dort aus importiert.

			***

			Die ZB hat am Donnerstag der Vorwoche bestimmt, dass ein Sparkonto auch über Internet, per Computer oder Mobiltelefon, eröffnet werden kann, ohne eine Bankagentur aufzusuchen. Die Identität des Kontoinhabers wird durch den Personalausweis DNI (documento nacional de identidad) und eine Phographie, die per Internet übermittelt wird, bestätigt. Ab April sind Sparkonten, auch mit Ausstellung einer Zahlkarte (“tarjeta de débito“) unentgeltlich, ebenso wie Überweisungen über Internet, bei denen diese Konten belastet werden. Die ZB will auf diese Weise den Zahlungsverkehr über Banken fördern.

			***

			Der Senat hat am Donnerstag der Vorwoche das Gesetzesprojekt verabschiedet, das die Provisionen bei Kreditkarten von 3% auf 1,5% senkt und bei Zahlarkten ganz abschafft. Die Massnahme wurde von der Argentinischen Handelskammer (Cámara Argentina de Comercio) und dem Verband CAME (Cámara de la mediana empresa) befürwortet. Das jetzt genehmigte Projekt sieht jedoch vor, dass die Verringerung nur für Karten gilt, die von Banken ausgestellt werden, nicht hingegen für andere. Die neuen Provisionen passen sich an die weltweit gültigen an. Das Projekt muss jetzt noch von der Deputiertenkammer genehmigt werden. 

			***

			Der Spitzenverband der argentinischen Industrie, die „Unión Industrial Argentina“, und der von Brasilien, die „Confederación Nacional de la Industria“, haben in der Vorwoche einen binationalen Verband gegründet, um gemeinsam Stellung gegenüber dem Vordringen von Importen aus China und eventuell auch der EU (wenn es zu einem Freihandelsabkommen kommt) zu beziehen. Grundsätzlich ist von industrieller Integration, gegenseitigen Investitionen und intensiverem Handelsaustausch die Rede. Im Rahmen des Mercosur bestehen noch zahlreiche ungelöste Probleme, an erster Stelle die Vereinheitlichung der Zölle gegenüber Drittländern.

			***

			Wie die Zeitung „Clarín“ berichtet, hat Staatssekretär Pedro Lacoste, zweiter Mann im Finanzministerium, das Gespräch mit dem Pariser Klub aufgenommen, um Hindernisse zu überwinden, die bei der Gewährung von weichen Bankkrediten der einzelnen Staaten dieses informellen Vereins für Kapitalgüterlieferungen bestehen, und sie effektiv in Gang zu setzen, besonders für grosse Infrastrukturprojekte. Denn bisher wurden noch keine politische Garantien von den einzelnen Instituten (Hermes, Coface u.a.) ausgestellt. Dabei soll das Abkommen, das vom ehemaligen Wirtschaftsminister Axel Kiciloff abgeschlossen wurde, nicht revidiert werden, obwohl kein Zweifel besteht, dass mindestens eine Milliarde Dollar zu viel gezahlt wurde. Was an erster Stelle notwendig ist, ist eine Verbesserung der Qualifizierung Argentiniens, die immer noch unverändert besteht, obwohl die Schuld geregelt und teilweise schon bezahlt wurde. 

			***

			Die chinesische CRRC, der weltweit grösste Fabrikant von Lokomotiven und Eisenbahnwaggons, hat Ende der Vorwoche dem Präsidenten von Belgrano Cargas y Logística S.A., dem Staatsunternehmen, das die Frachteisenbahn nach dem Nordwesten des Landes betreibt, die erste von zwei Lokomotiven übergeben, die in ca. 45 Tagen in Buenos Aires eintreffen soll. Die zweite folgt kurz danach. Insgesamt sieht das Abkommen, das die vorangehende Regierung abgeschlossen hat, das jetzt bestätigt wurde, die Lieferung von 107 Lokomotiven und 3.500 Waggons vor, von denen ein Teil schon übergeben wurde. Für diese Lieferungen hat eine chinesische Bank einen Kredit von u$s 2,4 Mrd. bereitgestellt. 

			***

			Im Juli 2016 verzeichnet das INDEC 284.000 Auslandsreisende, 21,3% über dem gleichen Vorjahresmonat, und 188.400 einreisende Touristen u.a., 2,6% unter dem Vorjahr. 

			***

			Der Staatssekretär für Familienlandwirtschaft, Oscar Alloatti, gab bekannt, dass er ca. 1 Mio. Menschen betreut, die 240.000 kleine und mittlere landwirtschaftliche Güter betreiben. Das Staatssekretariat verfügt über 1.300 Fachleute, die an Ort mit diesen Landwirten zusammenarbeiten und sie beraten. Der landwirtschaftliche Boden ist in Argentinien sehr aufgeteilt, wobei die grossen Einheiten meistens viele Besitzer haben. Die Tatsache, dass es jetzt Unternehmen gibt, die für die Landwirte pflügen und ernten, löst auch ein Problem bei diesen Landwirten, die sich keine eigenen Maschinen leisten können. 

			***

			Der Leiter des Strassenbauamtes „Vialidad Nacional“, Javier Iguacel, gab bekannt, dass sich der Bau von 900 km. Autobahnen in Gang befinde, und auch weitere Strecken ausgeschrieben worden seien, wie die Verbindung der Städte Córdoba und San Francisco, für die $ 900 Mio. vorgesehen seien, die die Interamerikanische Entwicklungsbank bereitgestellt habe. Das Amt habe schon 60% der im Haushaltsgesetz für 2016 für Instandhaltung vorgesehenen Partien vollozogen, und 47% der Partien, die sich auf neue Strassen beziehen.

			***

			Der Wirtschaftler Ariel Coremberg, Professor für Theorie und Messung des Wachstums an der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität von Buenos Aires, hat ermittelt, dass die Investitionsrate (gesamte private und öffentliche Bruttoinvestitionen bezogen auf das BIP) 2015 nur 15% betrug, wobei 24% für ein normales Wachstum der Wirtschaft notwendig seien. Im historischen Vergleich war die Investitonsrate 2015 anormal niedrig, da sie meistens um die 20% lag. Höhere Investitionen bedeuten jedoch zunächst geringeren Konsum.

			***

			YPF hat in einer Denkschrift, die per Internet bekanntgegeben wurde, Stellung zum Gaspreis bezogen, nachdem die Regierung einen Preis von u$s 6,78 je Mio. BTU für die Gasproduzenten angekündigt hat. Ein Gleichgewichtspreis liegt laut YPF bei konventionellem Gas bei u$s 4 je Mio. BTU, und für Gas aus neuen Lagern („tight gas“) bei u$s 6,2, Doch für Schiefergas ist ein Preis von u$s 7,2 je Mio. BTU notwendig. Die konventionellen Gaslager ergeben jedes Jahr 10% weniger. Der Gaskonsum nimmt jáhrich um 3% zu. Der Gasimport stellt 2016 25% des Verbrauchs dar. Der Preis des importierten Gases liegt bei durchschnittlich u$s 6,65 je Mio. BTU, wobei jedoch das Gas aus Bolivien erheblich billiger ist, während das per Schiff importierte verflüssigte Gas viel teurer ist.

			***

			Präsident Mauricio Macri leitete am Montag eine Konferenz über die Ausbeutung des Schiefergaslagers „Vaca Muerta“ in der Provinz Neuquén. Anwesend waren der Gouverneur von Neuquén, Omar Gutierrez, Vertreter der Erdöluntrnehmen und der Gewerkschaften. Dabei wurde eine Arbeitsgruppe geschaffen, die binnen 40 Tagen einen Bericht über die notwendigen Massnahmen vorlegen soll. Macri erklärte abschliessend, dass diese Gruppe in 15 Tagen wieder zusammentreffen werde.

			***

			Die öffentliche Audienz über den Gaspreis beginnt am Freitag, den 16. September, und zieht sich über das ganze Wochenende hinweg. 330 Redner haben sich eingetragen, von denen einige, die im Landeinneren wohnen, per Telekonferenz verbunden werden sollen. Die Regierung wird über Energieminister Juan José Aranguren ihren Standpunkt darstellen, und danach werden die Unternehmen, die Gas erzeugen, transportieren und vertreiben, und die verschiedenen Konsumntengruppen, Stellung zum Thema beziehen. Es handelt sich nur um ein informatives Gespräch, wobei keine bindenden Beschlüsse getroffen werden. Die Regierung kann Vorschläge annehmen oder nicht. 

			***

			Das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires hat ermittelt, dass der Index der Konsumentenpreise in der Stadt und 24 Bezirken der Umgebung im August eine Abnahme von 0,8% verzeichnet, wobei jedoch das Ergebnis, ohne den Rückgang beim Gastarif zu berücksichtigen, den der Onerste Gerichsthof verfügt hat, auf plus 0,9% steigt. Ausgewirkt hat sich ebenfalls die Abnahme von 7,3% beim Gemüsepreis. Für 12 Monate verzeichnet dieser Index eine Zunahme von 43,5%.

			***

			Der Index der Konsumentenpreise, den eine Gruppe von Deputierten als Durchschnitt mehrere privater Indices berechnet, ergab für August eine Zunahme von 0,5%, wobei das Ergebnis ohne die Verringerung des Gastarifs auf 1,6% steigt. Auch dieser Index ergibt auf Jahresbasis ein Plus von 43,5%.

			***

			Richter Fernando Strasser, zuständig für soziale Sicherheit, hat einem Antrag der ANSeS stattgegeben, und das Urteil von Richter Juan Fantini vom Juni aufgehoben, das verbot, Mittel des Rentnerfonds für die Zahlung der Schulden an Rentner einzusetzen, die gegenwärtig erfolgt. Das Urteil von Fantini hatte nicht viel Sinn, nachdem der Rentnerfonds für die Sicherung der Zahlungen an Rentner bestimmt ist, was auch die geschuldeten Beträge einschliesst, die jetzt gezahlt werden. Ausserdem ändert sich nichts, wenn die Gewinne des Rentnerfonds direkt eingesetzt werden, oder dem Schatzamt übertragen werden, das wieder die Mittel beisteuert, die zur Zahlung der Schulden an Rentner eingesetzt werden. Was noch nicht ganz geklärt ist, ist ob nur der Gewinn des Rentnerfonds eingesetzt wird, oder auch Aktiven verkauft werden können, bei denen es sich an erster Stelle um Aktienpakete handelt. Das Gesetz, das den Verkauf dieser Aktien verbietet, wurde nicht ausser Kraft gesetzt, obwohl es keinen Sinn hat, dass der Staat Aktienpakete von grossen Gesellschaften besitzt. Unter den Kirchners passte dies in ihr Konzept der zunehmende Intervention von Grossunternehmen durch den Staat, wobei auch Mitglieder der Stossgruppe „La Cámpora“ gut bezahlten Direktoriumsposten erhielten. Aber dies passt gewiss nicht in das Grundkonzept von Macri. 

			***

			Die Interamerikanische Entwicklungsbank (BID) gewährte Argentinien einen Kredit von u$s 320 Mio., teilte das Finanzministerium mit. Der Betrag, zu dem noch u$s 80 Mio. hinzukommen, die der Staat beisteuert, ist für die Ausweitung und Verbesserung des Netztes zur Versorgung von Wasser für 1,1 Mio. Personen bestimmt, und auch für Anlagen zur Behandlung von Abwässern.

			***

			Verteidigungminister Julio Martinez wies darauf hin, dass ein neuer Eisbrecher, der den „Almirante Irizar“ ersezten könne, nur u$s 250 Mio. koste, wobei ein gebrauchter noch viel billiger wäre. Der „Irizar“ wurde 2007 durch einen grossen Brand schwer beschädigt. Das Schiff wurde dann in der staatlichen Werft Tandanor, am Hafen von Buenos Aires, repariert, was bisher u$s 147 Mio. gekostet hat, wobei ca. 10% der Arbeiten fehlt. Wenn man jedoch die Miete des russischen und danach niederländischen Schiffes hinzuzählt, die für die Reise nach der Antarktis eingesetzt wurden, dann steigen die Kosten auf insgesamt u$s 284 Mio., wobei man mit der Miete des Schiffes für dieses Jahr auf u$s 301 Mio. gelangt. Ausserdem wurden bei der Versorgung der Schiffe für die letzten Reisen hohe Überpreise festgestellt, angeblich zwischen 174% und 241%. Dieser Fall zeigt einmal mehr die fahrlässige Verwaltung und die Korruption der Kirchner-Regierungen.

			***

			Die Produktion von Rindfleisch lag im August mit 233.000 Tonnen um 3,8% über dem gleichen Vorjahresmonat, teilt die Kammer der Branche, Ciccra, mit. In den ersten 8 Monaten 2016 betrug der Fleischkonsum 55,7% pro Kopf der Bevölkerung, 6,6% unter dem Vorjahr. Der Anteil der Kühe an den in 8 Monaten 2016 geschlachteten Rindern lag bei 40,7%, 1,4 Prozentpunkte unter dem Vorjahr, was auf Einbehaltung von Kühen hindeutet. Der Export lag in 8 Monaten mit 136.500 Tonnen um 2,7% unter dem Vorjahr, obwohl die 2015 bestehende Exportkontingentierung abgeschafft wurde.

			***

			Die ZB hat bei der Lebac-Ausschreibung vom Dienstag den Zinssatz erneut um einen halben Prozentsatz gesenkt, zum fünften Mal in Folge. Von 38% im Mai ist der Satz jetzt für Lebac auf 35 Tage 27,25% gefallen, wobei er bei längeren Fristen niedriger ist. Die ZB erhielt Offerten für $ 79,15 Mrd., von denen sie $ 78,32 Mrd.annahm. Da gleichzeitig Lebac für $ 88,53 Mrd. verfielen, nahm der Bestand um $ 10,22 Mrd. ab. Das wurde zum Teil durch Käufe in Höhe von $ 4,50 Mrd. auf dem sekundären Markt ausgeglichen. 

			***

			Der Index der Konsumentenpreise des Statistischen Amtes (INDEC) verzeichnet für August eube Zunahme von nur 0,2%. Im Mai waren es 4,2%, im Juni 3,1%,und im Juli 2%. Doch ohne den Rückgang der Gastarife lag das Ergebnis im August bei 1,7%. Das kommt darin zum Ausdruck, dass die Sparte „Wohnung und öffentliche Dienste“ einen Rückgang von 5,6% verzeichnet. Auf der anderen Seite weisen Gesundheitsausgaben und Erziehung mit je 3,1% und 2,3% im August die höchten Zunahmen auf. 

			***

			Energie- und Bergbauminister Juan José Aranguren hat am Dienstag sein Aktienpaket von Royal Dutch Shell für umgerechnet $ 16,3 Mio. (also etwas über u$s 1 Mio.) verkauft, und dies notariell beglaubigen lassen, damit kein Zweifel besteht. Indessen bestand kein Interessenkonflikt, weil Shell in Argentinien nur eine Raffinerie und Tankstellen betreibt, jedoch weder Erdöl noch Gas erzeugt. Beim Benzin und Dieselöl bestimmt YPF in der Praxis den Marktpreis.

			***

			Das Haushaltsprojekt für 2017, das die Regierung dem Kongress vorgelegt hat, fusst auf der Annahme einer Inflation von 17% (Jahresdurchschnitt 2017 beazogen auf den von 2016), einem durchschnittlichen Wechselkurs von $ 8 pro Dollar und einer BIP-Zunahme von 3,5%.

			***

			Die Gouverneure fordern von der Regierung eine Änderung des Gesetzes über fiskalische Verantwortung, das im Wesen bestimnmt, dass die Nationalregierung Auslandskredite für die Provinzen genehmigen muss. Finanzminister Alfonso Prat Gay erklärte, die Regierung werde nur Kredite für Infrastrukturinvestitionen genehmigen, nicht aber für Deckung von Defiziten bei den laufenden Ausgaben.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Mit einem umfassenden Privatisierungsprogramm will die brasilianische Regierung ausländische Investoren anlocken und mehrere Milliarden Euro erlösen. Wie die Regierung am Dienstag (Ortszeit) mitteilte, sollen die Flughäfen in Porto Alegre, Salvador, Fortaleza und Florianópolis teilprivatisiert werden, genauso wie große Getreide- und Benzin-Umschlagplätze. Ferner können Investoren bieten für den Betrieb von großen Überlandstraßen, Wasserkraftwerken und von bisher staatlichen Firmen wie dem Abwasserentsorger in Rio de Janeiro. Geplant ist, dass bei allen 25 zur Ausschreibung anstehenden Großprojekten Investoren mindestens 20% der Anteile übernehmen können.

			Das Investitionsvolumen für die über öffentliche Banken geplanten Maßnahmen und Konzessionen wird auf umgerechnet E 8,1 Mrd. geschätzt. Der deutsche Flughafenbetreiber Fraport hatte schon im Mai sein Interesse an brasilianischen Airport-Konzessionen bestätigt. Fraport betreibt in Südamerika seit über 15 Jahren den Flughafen Lima. (dpa)

			***

			Geschäftsnachrichten

			Siemens

			Der Präsident der deutschen Siemens A.G., Joe Kaeser, gab Präsident Mauricio Macri am Mittwoch die Absicht bekannt, E 5 Mrd. in Argentinien bis zum Jahr 2020 zu investieren, und dabei 3.000 neue Arbeitsplätze direkt und weitere 7.000 indirekt zu schaffen. Auch sollen 700 Mitgleider der Belegschaft für Projekte ausgebildet werden, die sich auf Energie, Transport und besonders Elektrifizierung von Eisenbahnen beziehen. Dies ist im Absichsbrief enthalten, den Produktionsminister Francisco Cabrera mit Siemens-Präsident Joe Kaeser in Anwesenheit von Präsident Maurico Macri und des deutschen Vizekanzlers Sigmar Gabriel unterzeichneten, der speziell für dies nach Argentinien reiste, und sich nur 15 Stunden hier aufhielt. Siemens beschäftigt weltweit 350.000 Personen, und ist in 203 Ländern anwesend, in Argentinien seit 1906. 

			Kaeser wies darauf hin, dass Siemens das Argentinien-Geschäft bis 2020 verdoppeln werde. Vorher hatte er in ein einem Artikel in der Zeitung „La Nación“ (11.9.16) auf die vielfältige Präsenz von Siemens in Argentinien hingewiesen, die sich u.a. auf den Bau von 5 der 6 Wärmekraftwerke mit kombiniertem Zyklus bezieht, die im letzten Jahrzehnt gebaut wurden, und auch auf die Einrichtung des Signalsystems der U-Bahn „H“, das fortgeschrittenste der Welt, das erlaubt, die Frequenz der Züge zu erhöhen. Besonders interessant ist jetzt der Beitrag, um Strom zu sparen. Siemens hat in Berlin 200 Gebäude der Gemeindeverwaltung mit einer Technologie ausgestattet, dies es erlaubt hat, jährlich E 6 Mio. an elektrischem Strom zu sparen und den Ausstoss von Kohlenmonoxyd um 41.000 Jato zu verringern. Die Investition in dieser Technologie zahlt sich mit der Ersparnis, die dabei erreicht wird, was sie finanziell besonders interessant macht.

			Simplot & San-Fili

			Das US-Unternehmen Simplot hat zusammen mit der lokalen San-Fili eine Investition von $ 1,5 Mrd. angekündigt, um in Mendoza eine Fabrik für vorgekochte gefrorene und gebratene Kartoffeln (Pommes frites) zu errichten. Die Kapazität soll 100.000 Jato betragen, und es ist vorgesehen 70% der Produktion zu exportieren, hauptsächlich nach Brasilien, wo 350.000 Jato konsumiert werden, jedoch keine eigene Produktion besteht. Simplot ha jetzt auch 50% von San-Fili übernommen, die über 7000 Ha. in Mendoza betreibt, auf denen sie Kartofflen anbaut. San-Fili wird von Fabio Calcaterra kontrolliert, ein Vetter von Präsident Mauricio Macri.

			Loma Negra

			Dieser grösste Zementproduzent des Landes, der für ca. die Hälfte der Produktion verantwortlich ist und dem brasilianischem Konzern Camargo Correa gehört, hat eine Investition von $ 263 Mio. in iher Fabrik in La Calera, Provinz Catamarca, bekanntgegeben. Es geht dabei u.a. um eine bessere Erfassung des Staubes, der bei der Zementfabrikaton entsteht.Im Jahr 2011 hat Loma Negra ein vierjähriges Investitionsprogramm für u$s 400 Mio. angekündigt, von denen u$s 250 Mio. für die Errichtung einer neuen Fabrik in San Juan bestimmt waren, die sich schon in Betrieb befindet. Mit dieser Fabrik beteibt die Firma jetzt in Argentinien 9 Zementfabriken, die erste und grösste davon in Olavarría, Provinz Buenos Aires. Camargo Correo ist einer der grössten brasilinaischen Konzerne und besitzt in Argentinien ausserdem das Textil- und Sportschuhunternehmen Alpargatas. Loma Negra wurde von Alfrdo Fortabat gegründet und geleitet, und nach seinem Tod von seiner Gattin, der auch vor einigen Jahren verstorbenen Amalia Lacroze de Fortabat, die schliesslich verkaufte.

			Santander Rio übernimmt Citibank in Argentinien

			Die lokale Filiale der spanischen Bank Santander, die seinerzeit aus dem Kauf der lokalen Bank Banco Rio de la Plata hervorgegangen ist, hat jetzt das lokale Einzelhandelsgeschäft der US-Bank Citi für ca. u$s 250 Mio.übernommen, was sich auf das Stammhaus im Zentrum und die Agenturen bezieht. Die Offerten der lokalen Banken Macro und Galicia wurden abgewiesen. Citibank hatte 2014 die erste Filiale in Argentinien errichtet. Jetzt hat die Bank das lokale Geschäft in Argentinien, aber auch in Brtasilien und Kolumbien aufgegeben. Die Bank hat in Argentinien Aktiven im Wert von $ 50,4 Mrd., ein Kreditportefeuille von $ 27,3 Mrd., eine Belegschaft von 2.775 Angestellten, 709 Agenturen und 600 automatiche Kassen. Die Bank verwaltet 137.940 Kontokorrentkonten, 524.448 Kreditkarten und 319.000 Zahlkarten. Citibank wird weiter als Grossist in Argentinien tätig sein.

			 

			 

			 

			 

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Die Diskussion über die Öffnung der argentinischen Wirtschaft 

			Nachdem die Macri-Regierung im Dezember 2015 die Devisenbewirtschaftung abgeschafft hat, wurde auch das System der Einzelgenehmigung bei Seite gelassen, die einmal vom Industrieministerium und dem Aussenhandelssekretariat, und dann, bei der Zulassung der Zahlung an den ausländischen Lieferanten, von der Zentralbank abhing. Das führte dazu, dass zunächst eine grosse Anzahl von zurückgestauten Importen abgefertigt wurde. Die Zahlungsbilanz hat dies ohne Schwierigkeiten verkraftet, wobei einige Monate später sogar die Ratenzahlung, die zunächst bei diesen zurückgestauten Importen eingeführt wurde, abgeschafft wurde, weil Devisen im Überfluss vorhanden waren. Doch abgesehen davon, dass es hier unter der Regierung von CFK darum ging, die Zahlungsbilanz im Gleichgewicht zu halten und einen Abwertungssprung zu vermeiden, erfüllte das System auch den Zweck, die lokale Industrie zu schützen. 

			Obwohl das System nie in diesem Sinn erklärt wurde, und es auch keine Reglementierung gab, was beiläufig eine grosse Korruption erlaubte, wurden in der Praxis Importe, die mit interner Produktion konkurrierten, nur mit Verzögerung genehmigt, gelegentlich gar nicht. Das hat jetzt aufgehört, so dass die lokale Industrie den gestiegenen Import zu spüren bekommt, wobei zunächst in manchen Fällen sehr viele ausländische Waren auf den Markt kamen, deren Importanträge sich aufgestaut hatten, was zu geharnischtem Protest lokaler Fabrikanten führte. Ein Extremfall, der jetzt bekannt wurde, bezieht sich auf Eisschränke. Im August 2016 wurden 11.659 Einheiten importiert, doppelt so viel wie im Juli 2016 und 570% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. In 7 Monaten 2016 wurden 75.985 Eissschränke importiert, gegen 19.981 in der gleichen Vorjahresperiode. Diese Daten wurden vom Produktionsministerium und dem Industrieverband der Provinz Santa Fé ermittelt, wobei auch darauf hingewiesen wurde, dass die Eisschrankfabriken der Provinz im August 2016 45% weniger als ein Jahr zuvor verkauften. Das ist allerdings nicht nur auf den hohen Import, sondern auch auf die Rezession zurückzuführen, die bei dauerhaften Konsumgütern besonders stark zum Ausdruck kommt.

			Dieser und viele andere Einzelfälle haben daraufhin den erfolgreichen Politiker Sergio Massa, und seine Wirtschaftler und beratenden Unternehmer (Marco Lavagna, Aldo Pignanelli, Ignacio de Mendiguren u.a.) veranlasst, ein Gesetzesprojekt vorzulegen, das für 120 Tage den Importnotstand erklärt und dabei den Import von Konsumgütern einer Einzelgenehmigung unterstellt. Sie sollen eine “nicht automatische Importlizenz” erfordern, was die Welthandelsorganisation unter bestimmten Bedingungen (die in diesen Fall als gegeben vorausgesetzt werden) für eine bestimmte Zeit erlaubt. Alle Güter, die dabei als kritisch eingestuft werden, sollen eingehend kontrolliert werden, also in der Praxis beim Zollamt durch den “roten Kanal” gehen, und nicht zum grösseren Teil durch den “grünen Kanal”, bei dem die Kontrolle nur oberflächlich ist. 

			Das Projekt von Massa hat sofort die Gegenreaktion der Regierung hervorgerufen und eine Diskussion entfacht, bei der beiläufig der übertriebene Schutz kritisiert wurde, den “ineffiziente” lokale Fabrikanten beanspruchen. Die Macri-Regierung hat die Integrierung in die Weltwirtschaft zu einem ihrer Leitprinzipien gemacht, und in diesem Sinn wurde das Massa-Projekt als ein Schlag ins Gesicht empfunden. Indessen ist es, wenn man es genau nimmt, nicht so schlimm. Denn gleichzeitig mit der Diskussion über den Umfang und die Art der Öffnung der Wirtschaft und über den “verwalteten Aussenhandel”, der weltweit besteht, ist das Thema der gigantischen Korruption im Zollamt aufgekommen, mit einem phänomenalen Schmuggel und allerlei anderen Manövern. Die Pause von 120 Tagen, die Massa vorschlägt, ist besonders dazu bestimmt, das Zollamt in dieser Frist einigermassen in Ordnung zu bringen. 

			In der Tat wäre das ganze Problem der Konkurrenz importierter Produkte halb so schlimm, wenn es keinen Schmuggel gäbe und die Waren, die vom Zollamt abgefertigt werden, richtig bewertet und versteuert würden. Und wenn der Wechselkurs etwas höher wäre (also bei $ 20 liegen würde), dann wäre die Diskussion über Importe und Schutz der lokalen Industrie sehr beschränkt. Wenn die Konjunktur wieder aufwärts geht, wie es die Regierung ab Ende Jahr erwartet, dann verliert das ganze Thema ohnehin an Bedeutung, weil dann sowohl lokale Produkte wie die konkurrierenden Importprodukte verkauft werden, ohne sich gegenseitig auszuschliessen.

			Hinzu kommen jetzt noch zwei Umstände. Einmal wird das neue System für die Lieferung von Paketen aus dem Ausland, direkt an die Andresse des Empfängers in Argentinien (“von Haus zu Haus”), beanstandet, weil dabei angeblich Produkte importiert werden, ohne den Zollsatz und die bei einem normalen Import einbehaltene MwSt. zu zahlen. Das dürfte jedoch eine minimale Bedeutung haben, weil für die Pakete auch ein Zollsatz gezahlt werden muss, und das System als solches ausserdem nicht billig ist. Dennoch sind es laut Postamt jetzt um die 20.000 Pakete pro Tag, während es mit dem alten System nur 8.000 waren.

			Der zweite Umstand sind die Käufe, die Auslandsreisende durchführen., deren Zahl spürbar zugenommen hat. Viele bringen dabei Laptops u.a. elektronische Güter mit, die in Miami und auch woanders billiger sind. Wenn der Auslandsreisende dann bei der Rückreise mehr bringt, als zugelassen ist, dann wird das Problem normalerweise mit einem bescheidenen Schmiergeld an den Kontrolleur gelöst. Allein, diese Importe beziehen sich vorwiegend auf Elektronik und Bekleidung, und sind gesamthaft unbedeutend. Der Auslandsreisende kann bestimmt keinen Eisschrank mitbringen.

			Die objektiven Daten über den Import zeigen, dass das ganze Problem eine sehr beschränkte Bedeutung hat. Halten wir fest:

			- In 7 Monaten 2016 lagen die gesamten Importe um 7,7% unter dem Vorjahr, und im Juli 2016 waren es sogar 17% weniger als ein Jahr zuvor. Dennoch ist dabei der Import von Konsumgütern in 7 Monaten um 8,8% gestiegen, lag aber immer noch unter dem Spitzenwert, der 2011 erreicht wurde. 

			- Der Wirtschaftler Nicolás Dujovne wies darauf hin, dass die Einwohner Argentinens jährlich nur u$s 157 pro Kopf für importierte Güter ausgeben, etwas mehr als die von Brasilien mit u$s 131, aber viel weniger als die von Chile mit u$s 1.011, und unverhältnismässig weniger als die der USA mit u$s 2.055, die von Australien mit u$s 3.032 und die von Kanada mit u$s 4.416. 

			- Dujovne weist auch darauf hin, dass der Import von Konsumgütern in Argentinien nur 1,1% des BIP ausmacht, gegen 1,5% in Brasilien und 7,6% in Chile.

			- Die Consulting-Firma Abeceb (von Dante Sica) bemerkte, dass die Gesamtimporte in der Periode 2006-2011 durchschnittlich 14,2% des BIP betrugen, dann 2014 auf 11,5% und 2015 auf 9,5% zurückgngen. Im ersten Halbjahr 2016 waren es 10,3%, also mehr als im Vorjahr, aber viel weniger als in vorangehenden Perioden. 

			Hierzu sei bemerkt, dass Argentinien aus strukturellen Gründen einen niedrigen Aussenhandelskoeffizient (Importe plus Exporte, geteilt durch zwei, bezogen auf das BIP) hat, einmal weil das Land im Norden ein subtropisches Klima, in der Mitte ein gemässigses und im Süden ein kaltes aufweist, weite Flächen von gutem flachem Land hat, wo es ausreichend regnet, und auch sehr trockene Regionen, und auch ein grosses Berggebiet. Dementsprechend erzeugt das Land auch eine vielfàltige Palette von landwirtschaftlichen Produkten und ist auf diesem Gebiet nicht auf Importe angewiesen. Wenn dennoch gelegentlich landwirtschaftliche Produkte importiert werden, so handelt es sich um unbedeutende Mengen. Fälle von Erdbeeren, Rüben und Äpfeln wurden hervorgehoben, obwohl es nur Randerscheinungen sind. 

			Was die Industrie betrifft, so hat das Land eine weitgefächerte Industrie entwickelt. Doch nachdem diese seit den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts nicht mehr so stark geschützt wurde wie vorher, hat die lokale Industrie auf vielen Gebieten einen Rückzug zu Gunsten von Importen erfahren. In den 80er Jahren wurden die im Land konsumierten Textilien und Bekleidungsstücke fast vollständig lokal erzeugt, während jetzt auch ein Teil importiert wird. Vor Jahren stieg der Import bis auf die Hälfte des Binnenkonsums, doch jetzt ist es viel weniger. In den 80er Jahren bestand ein hier gefertigtes Automobil zu ca. 80% aus lokal gefertigten Teilen und lokaler Fabrikation, während es heute knapp über 30% sind. Bei Maschinen und Anlagen ist die lokale Beteiligung stark gesunken, weil eben neue Technologie gefragt ist. Auf der anderen Seite versorgt heute die lokale Industrie den weitaus grössten Teil des Binnenmarktes bei petrochemischen Rohstoffen ,Aluminium, und Zellstoff, und auch zum grössten Teil mit Stahl, und hat dabei zunächst Importe ersetzt und dann auch Exporte geschaffen. Das war vor 40 Jahren nicht so. Die Struktur der Industrie hat sich stark verändert, mit einer höheren Integration in die Weltwirtschaft, was in mehr Importen von industriellen Gütern und auch, in geringerem Ausmass, in Exporten zum Ausdruck kommt. 

			Das Industrialisierungskonzept, das in der Krise der 30er Jahre und der Kriegs- und Nachkriegszeit vorherrschte und lange Zeit beibehalten wurrde, hat in der modernen Welt keine Geltung mehr. Eine Industrie mit weitgehender Abschottung von der Welt wäre heute nicht in der Lage, qualitativ gute Produkte zu annehmbaren Preisen zu erzeugen. Die Verflechtung mit der Welt ist unvermeidlich. Ein Automobil kostete in Argentinien früher, als es weitgehend aus lokal gefertigen Teilen bestand, ohne Steuern (die in Argentinen höher als in anderen Ländern sind), weit über das Doppelte des Preises für ein gleiches Modell im Ursprungsland. Heute ist es, ohne Steuern, nur wenig teurer, und es ist auch viel besser. Und so ist es allgemein. 

			Wenn man somit das Problem der Öffnung der Wirtschaft diskutiert, muss man all dies berücksichtigen. Doch man sollte sich der Tatsache bewusst sein, dass es in erster Linie um eine effektive Zollkontrolle und in zweiter um einen angemessenen Wechselkurs geht. Erst danach kommen die Einzelfälle, die Sondermassnahmen erfordern, wie eventuell Kontingente, ein Thema, das Argentinien der Welthandelsorganisation vorlegen sollte. Ohne dies haben auch die “nicht automatischen Importlizenzen” keinen wirklichen Sinn.
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			Die Macht der Gewerkschaften

			Die Gewerkschaften haben in Argentinien eine Macht wie in keinem anderen Land der Welt. Und noch schlimmer: sie üben diese Macht in einer Art und Weise aus, die störend für Wirtschaft und Politik wirkt, eine Senkung der Inflationsrate auf ein zivilsiertes Maass, und eine vernünftige Beschäftigungspoltik verhindert, und im Endeffekt das wirtschaftliche Wachstum, mit mehr allgemeinem Wohlstand, stark hemmt. Die Gewerkschaften erpressen Unternehmer und noch mehr die Regierung und die politischen Parteien, sind aber im Grunde Gefangene ihrer eigenen Vorurteile und verkehrten Vorstellungen über Wirtschaft und Gesellschaft. Die Demagogie, die die Gewerkschaftsführer betreiben, kommt wie ein Boomerang auf sie zurück. 

			Die Gewerkschaftsmacht ist auch deshalb besonders gross, weil es in Argentinien keine echten politischen Parteien gibt, die ein Gegengewicht darstellen. Der Peronismus oder Justizialismus würde bei einer internen Wahl, bei der nur Parteimitglieder mit einem Ausweis der Zugehörigkeit wählen, landesweit keine 20.000 Stimmen zusammenbringen, und der Radikalismus wohl noch weniger. Um diese Blamage zu vermeiden, hat die Regierung von Cristina Kirchner die Primärwahlen eingeführt, die sogenannten PASO („primarias abiertas simultáneas y obligatorias“, auf deutsch „offene gleichzeitige und obligatorische Primärwahlen“), bei denen keine Partei vorzeigen muss, wie viele Mitglieder sie wirklich hat. Dieses System hat dazu beigetragen, dass sich im Land über 600 politische Parteien gebildet haben, wobei auch mehrere beanspruchen, den Peronismus zu vertreten. Viele Gewerkschafter machen dann auch bei diesen Parteien mit, und üben dabei grossen und verheerenden Einfluss, weil sie unterschwellig angeben, dass sie eine grosse Zahl von Arbeitnehmern vertreten. Sie haben die Parteien sozusagen vergiftet.

			 Die Gewerkschaften haben auch die Möglichkeit, mit grossen Kundgebungen auf der Plaza de Mayo oder sonstwo aufzutreten. Einmal werden dabei viele Arbeiter faktisch gezwungen, dabei zu sein, weil eben keiner es darauf ankommen lassen kann, mit der Leitung seiner Gewerkschaft oder dem Unternehmensdelegierten einen Konflikt zu haben. Oft werden diejenigen, die an grossen Kundgebungen mitmachen, auch dafür bezahlt. Auf alle Fälle zahlen die Organisatoren der Kundgebung die zahlreichen Omnibusse, die viel Geld kosten, mit denen die Arbeiter u.a. zum Versammlungsort befördert werden. Spontan, wie es einst der grosse Aufmarsch auf der Plaza de Mayo vom 17. Oktober 1945 war, der Perón zum politischen Durchbruch verhalf, sind diese Massenversammlungen gewiss nicht, weshalb man sie auch nicht ganz ernst nehmen sollte. Die Gewerkschaften verfügen über viel Geld, ohne das diese Massenkundgebungen nicht möglich wären. Wie weit jetzt auch Cristina Kirchner finanziell beiträgt, wenn es darum geht, der Macri-Regierung Steine auf den Weg zu legen, sei dahingestellt. Geld hat sie auf alle Fälle im Überfluss. 

			Ausserdem pflegen linke Gruppen bei den Kundgebungen mitzumachen. Einige davon sind politische Parteien, die jedoch bei Wahlen kaum Stimmen erhalten, was zeigt, dass das Theater, das sie bei Kundgebungen vorführen, keinen echten Rückhalt hat. Für die Gewertkschafter sind sie jedoch willkommen, weil sie den Umfang der Kundgebungen vergrössern. 

			Um zu stabilisieren, oder auch nur die Inflation auf einen „zivilisierte“ einstellige Jahrzahl zurückzuführen, kann es keine zweistelligen Lohnerhöhungen geben, und noch weniger von 30%, 40% und mehr. Realohn hin, Reallohn her, dies geht einfach nicht. Doch die Gewerkschaften haben die effektive Macht, um absurde Lohnerhöhungen durchzusetzen, und dabei auch eine besondere Strategie zu diesem Zweck entwickelt, die darin besteht, dass sie zunächst in Einzelfällen, bei Unternehmern die aus unterschiedlichen Gründen nachgiebig sind, eine gewaltige Erhöhung erpressen, und dann einer Verallgemeinerung fordern, die als gerecht empfunden wird. 

			Die Gewerkschafter stellen sich auf den Standpunkt, dass zunächst eine gewaltige Lohnerhöhung erfolgt und dann stabilisiert wird, womöglich mit einer Preiseinfrierung und einer totalen Preiskontrolle. Und dieses Schema funktioniert einfach nicht und führt in der Praxis zu einer zunehmenden Inflation. Die Gewerkschaften setzen sich dabei auch für eine geschlossene Wirtschaft ein, mit Beschränkung oder Verbot von Importen von Produkten, die mit lokal erzeugten konkurrieren. Auch dieses Schema ist im Endeffekt inflationär und wachstumshemmend. 

			Die Gewerkschaften haben ebenfalls eine verkehrte Vorstellung über das Problem der Arbeitslosigkeit. Man hat dabei sogar den Eindruck, dass sich die Gewerkschafter über die untragbar hohe Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und Schwarzarbeit keine Sorgen machen. Sie interessieren sich nur für diejenigen, die schon beschäftigt sind, die die sozialen Beitrage und vor allem die Beiträge für die Gewerkschaften und ihre Sozialwerke zahlen. Die anderen existieren für sie nicht, oder sie werden bestenfalls mit heuchlerischem Mitleid erwähnt, wobei die Verantwortung auf Regierung, Unternehmer und allgemein auf allerlei Bösewichte (Imperalisten, konzentrierte Gruppen, „die Reichen“, u.a.) abgeschoben wird.

			Die bestehende Arbeitsgesetzgebung stellt ein grosses Hindernis fúr Vollbeschäftigung dar. Sie ist grundsätzlich für grosse Unternehmen gedacht, die hohe Löhne und hohe Zusatzkosten vertragen, bei denen auch eine hohe Entschädigung bei einerm Arbeitsprozess nur ein statistisches Thema ist, weil sie bei ihrer Kalkulation schon einen Aufschlag auf die Lohnkosten für diesen Zweck berechnen. Doch für kleine und mittlere Unternehmen, die ca. 80% der Arbeitnehmer beschäftigen, funktioniert dies schlecht oder gar nicht, weil es keinen statistischen Ausgleich für Einzelfälle gibt. Das führt dazu, dass diese Unternehmen weniger Arbeitskräfte anstellen, als es sein könnte, und dann entweder auf Überstunden übergehen, oder Arbeit an Unternehmen der Schwarzwirtschaft vergeben, oder auf Aufträge verzichten. Die normale Dynamik einer modernen Wirtschaft, bei der es ständig Entlassungen, zeitlich befristete Arbeit und auch Neueinstellungen gibt, was gesamthaft zu einer niedrigen Arbeitslosigkeit führt, wird dadurch behindert.

			Die Macri-Regierung hat jetzt einen bescheidenen Vorstoss versucht, mit einem Projekt über Förderung der Anstellung von jugendlichen unter 28 Jahren, für die die Sozialabgaben erlassen, bzw. stark verringert werden. Angesichts der hohen jugendlichen Arbeitlosikeit, die in Prozenten gemessen mehr als doppelt so hoch wie die allgemeine liegt, sollte das Macri-Projekt allgemeine Zustimmung erhalten. Doch schon haben sich Stimmen von Gewerkschaftern gemeldet, die schroff gegen diese „Flexibilisierung“ Stellung bezogen haben. Deputierte, der Kirchner-Gruppe „Front für den Sieg“, und auch der Erneuerungsfront von Massa, die auch Gewerkschafter sind, haben bei der Vorstellung von Arbeitsminister Jorge Triaca vor den zuständigen parlamentarischen Komissionen Stellung gegen das Gesetzesprojekt bezogen. Ihr Argument: dann werden die Unternehmen junge Menschen anstellen, bei denen sie Soziallasten sparen, aber gleichzeitig ältere Belegschaftsmitglieder entlassen. Das ist grober Unfug und zeigt nur, wie borniert diese Leute sind: denn einmal verbietet das Gesetz diese Verhaltensweise, dann ist eine Entlassung sehr teuer, besonders bei langjährigen Mitarbeitern, und schliesslich haben mehrjährige Belegschaftsmitglieder eine grosse Erfahrung, die sehr viel wert ist, wobei neue erst eingelernt werden müssen, was auch mit Kosten und geringere Leistung verbunden ist. Minister Triaca hat es jedoch nicht verstanden, all dies zu erklären. Er ist offensichtlich bei der Aufgabe, die ihm zusteht, überfordert. Macri bräuchte in dieser schweren Stunden einen Arbeitsminister wie José Armando Caro Figueroa, der unter Menem zunächst Berater und dann Arbeitsminister war, und das sehr gute Gesetz über Arbeitsunfälle und –krankheiten redigiert und durchgesetzt hat, ebenfalls flexible Normen für Praktikanten eingeführt u.a. Reformen vollzogen hat. All das wurde unter den Kirchners ganz oder in wesentlichen Aspekten zunichte gemacht. Auch die sehr gute Reform der Arbeitsgesetzgebung, die Präsident Fernando de la Rua vollzog, wurde in wesentlichen Aspekten rückgängig gemacht. Der Deputierte Héctor Recalde, Vorsitzender der Fraktion der Front für den Sieg in der Deputiertenkammer, und vorher (eventuell auch jetzt) Hauptberater des Gewerkschaftsbundes CGT, hat sich mit seiner extremen Auffassung durchgesetzt, und niemand scheint in der Lage zu sein, ihm zu widersprechen. Er hat nicht das geringste Verständnis für eine Realität, in der es gute Arbeitsplätze gibt, die allgemein stabil und gut bezahlt sind, und weniger gute, die keine hohen Arbeitskosten vertragen, von denen viele auch unstabil sind. Wenn man nur die erste Gruppe berücksichtigt, kann es keine Vollbeschäftigung geben. Beiläufig sei bemerkt, dass wir die Einzigen auf weiter Flur sind, die diese Dinge sagen. 

			Präsident Macri scheut sich, es mit den Gewerkschaften aufzunehmen. Doch er wird es schliesslich nicht vermeiden können, einen Konflikt durchzustehen, und ihn zu gewinnen. Er sollte sich dabei der Tatsache bewusst sein, dass er jetzt eine relativ starke Stellung hat, da er immer noch eine Zustimmung von über 50% der Bevölkerung hat und man ihm angesichts der komplizierten Erbschaft, die ihm Cristina Kirchner überlassen hat, viel verzeiht. Das dauert jedoch nicht ewig. Grundsätzlich geht es darum, dass die Arbeitspolitik gründlich erklärt werden muss, mit Betonung der Vollbeschäftigung als Ziel, und mit Vorschlägen, die über das Gesetz über Förderung der jugendlichen Beschäftigung hinausgehen. In der Praxis muss die Regierung auch die Druckmittel auf die Gewerkschaften einsetzen, über die sie verfügt. An erster Stelle sollten Gesamtarbeitsverträge, die sich nicht an bestimmte von der Regierung festgesetzten Richtlinien halten, nicht allgemeingültig erklärt werden (was hier als „homologación“ bezeichnet wird). Dann sollte auch ein Vertreter des Wirtschaftsministeriums und, in einigen Fällen auch der Konsumenteverbände, bei den Verhandlungen mitmachen, um zu verhindern, dass Lonerhöhungen direkt auf die Preise übertragen werden. Und dann kommen noch viele andere Dinge hinzu, u.a. auch eine Kontrolle der Arbeitsrichter durch den Richterrat. Die Regierung muss die Initative übernehmen und die Gewerkschaften in die Defensive zwingen, und nicht umgekehrt, wie es gegenwärtig der Fall ist. Sonst droht eine Dauerkrise, die Macri und seine Anhänger politisch vernichtet.

			 

			 

		

	